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Ostsee-Pipeline:  
Die Gewinne werden neu verteilt

Ende 2005 vereinbarten die deutschen Energie-
unternehmen E.ON und Wintershall gemeinsam 
mit der russischen Gazprom eine neue Pipeline 
„Nord-Stream“ zu bauen, mit der russisches Erdgas 
erstmalig direkt durch die Ostsee nach Deutsch-
land geliefert werden kann. Diese Pipeline erhöht 
die Sicherheit der westeuropäischen Energiever-
sorgung, weil sie Ausweichmöglichkeiten schafft, 
falls Konflikte mit den derzeitigen Gas-Transitlän-
dern zu Lieferstörungen führen. Damit verschiebt 
sie zugleich die Verhandlungsmacht zugunsten 
Russlands und der westeuropäischen Erdgas-
importeure. Insbesondere Weißrussland und die 
Ukraine werden künftig niedrigere Transiterlöse 
akzeptieren müssen und kaum Sonderkonditionen 
für eigene Erdgasimporte mehr durchsetzen kön-
nen. Die Entscheidung für den Bau der Pipeline 
kann als Folge institutioneller Schwächen in die-
sen beiden Transitländern erklärt werden.

Erdgas deckt etwa ein Viertel des Primärenergie-
verbrauchs der Europäischen Union. Es ist zu 
erwarten, dass seine Bedeutung für die Energie-
versorgung weiter wächst, unter anderem weil 
Erdgas das Klima weniger belastet als Öl und Koh-
le. Da die Eigenproduktion in der Europäischen 
Union sinkt und die Produktion norwegischer 
Felder nicht gesteigert werden kann, werden die 
Importe aus anderen Regionen zunehmen.1 Zu 
den Erdgaslieferungen aus Russland gibt es nur 
wenige Alternativen. Zwar werden die Lieferun-
gen von Flüssiggas aus Afrika, insbesondere Ni-
geria, und dem nahen Osten zunehmen, hierfür 
ist allerdings der Aus- und Neubau von Anlagen 
zur Regasifizierung von Flüssiggas erforderlich. 
Zusätzliche Gas-Pipelines sind, außer aus Russ-
land, aus Algerien sowie aus der Region am Kas-
pischen Meer und dem Iran (Nabucco-Pipeline) 
im Gespräch.2 

In den letzten Jahren wurde etwa ein Viertel des 
Erdgasverbrauchs der EU durch Importe aus 
Russland gedeckt. In einzelnen Ländern ist die 
Importabhängigkeit von russischem Gas deut-
lich höher. So deckte Deutschland im Jahr 2007 
43 Prozent seines Bedarfs mit Erdgas aus russi-
schen Feldern; in Italien waren es 31 Prozent und 
in Österreich 63 Prozent.3 Der Bau zusätzlicher 
Pipelines aus Russland wird daher oft mit einer 
wachsenden Abhängigkeit Europas assoziiert. 
Bereits zu Zeiten der Sowjetunion haben die 
USA vor der Importabhängigkeit Westeuropas 

1	  So geht die EU-Kommission in einem Szenario davon aus, dass sich 
die Erdgasimporte der EU zwischen 2005 und 2030 fast verdoppeln 
werden, wobei mehr als die Hälfte des Zuwachses den eigenen 
Förderrückgang kompensiert. Vgl. Directorate General for Energy and 
Transport: European Energy and Transport. Trends to 2030 – Update 
2007. Brüssel 2008.
2	  In beiden Fällen sind die politischen Rahmenbedingungen keines-
wegs günstig. Zudem eignen sich diese Regionen vor allem für Liefe-
rungen nach Süd- und Südosteuropa. Zu den langfristigen Perspekti-
ven der Erdgasversorgung Europas siehe auch Engerer, H., Horn, M.: 
Europäische Erdgasversorgung erfordert Diversifizierung und Ausbau 
der Infrastruktur. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 42/2006.
3	  BP Statistical Review of World Energy 2008. 
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Frau Dr. Suleymanova, in der Frage, wie die 
Gasversorgung Europas langfristig gesichert 
werden kann, ist die geplante Ostsee-Pipeline 
„Nord Stream“ nur eine von mehreren Optio-
nen. Welche Vorteile bietet sie?
Weil die Ostsee-Pipeline „Nord-Stream“ noch 
eine zusätzliche Option der Gaslieferung bietet, 
verbessert sie die Versorgungssicherheit der 
west- und nordeuropäischen Länder, vor allem 
Deutschlands. Die gleiche Rolle würde die „Süd-
Stream“-Pipeline für die südeuropäischen Län-
der bieten.

Wäre es nicht billiger, die bestehenden Pipe-
lines durch Weißrussland und Polen sowie die 
Leitung durch die Ukraine 
und Tschechien auszubauen?
Es wäre eigentlich wesentlich 
günstiger, die Kapazitäten der 
bestehenden Leitungen zu er-
höhen. Zum Beispiel könnte 
man die Pipeline, die durch 
die Ukraine läuft, modernisie-
ren oder eine zweite Rohrleitung durch Polen 
und Weißrussland bauen. Aber genau hier liegt 
das Problem. Wenn man jetzt die Kapazitäten 
in diesen Ländern, vor allem in der Ukraine und 
in Weißrussland erhöht, erhöht man auch die 
Abhängigkeit von diesen Transitstaaten. Durch 
den Bau der Ostsee-Pipeline könnte man die 
Abhängigkeit von diesen Transitstaaten ver-
meiden.

Begibt sich Deutschland durch den Bau einer 
Ostsee-Pipeline in eine Position der einseitigen 
Abhängigkeit?
Die verbreitete Angst vor einer einseitigen Ab-
hängigkeit der westeuropäischen Konsumen-
ten von russischen Gaslieferungen ist unserer 
Meinung nach unbegründet. Die Abhängigkeit 
ist zweiseitig, denn es werden Investitionen in 
eine Versorgungsleitung getätigt, die nur dazu 
genutzt werden kann, Gas nach Westeuropa zu 
liefern. Etwas anderes kann Russland mit die-
ser Leitung nicht tun. Durch die hohen Inves-

titionen ist also auch Russland abhängig und 
darauf angewiesen, Gas nach Westeuropa zu 
liefern.

Ist es nicht so, dass die Ostsee-Pipeline 
Deutschland und den westeuropäischen Staa-
ten nützt, aber die Abhängigkeit der osteuro-
päischen Staaten eher vergrößert?
Es geht nicht um die Abhängigkeit,  sondern 
darum, dass – wenn die Nord-Stream-Alternati-
ve gebaut wird – die Länder, die jetzt enorme 
Transiterlöse erzielen, dann finanzielle Einbu-
ßen haben werden. Die Verhandlungsmacht der 
Ukraine und Weißrusslands wird dadurch aufge-
weicht. Vor allem die Ukraine wird dann nicht 

mehr in der Lage sein, sehr 
niedrige Preise für Erdgas aus-
zuhandeln.

Kann Russland seine Gas
erzeugung ausreichend stei-
gern, um die Exporte durch 
die Ostsee-Pipeline entspre-

chend zu erhöhen?
Das ist die Frage, ob es Russland gelingt, zusätz-
liche Erdgasvorkommen, die es in Russland gibt, 
zu erschließen. Zurzeit geht es nur um den Aus-
bau zusätzlicher Transportkapazitäten, aber die 
Schaffung dieser zusätzlichen Kapazitäten und 
die Erhöhung der Liefersicherheit steigern auch 
die Anreize, diese Felder zu erschließen.

Wird die Transportkapazität in der geplanten 
Größenordnung in absehbarer Zeit überhaupt 
gebraucht?
Unser Modell zeigt, dass nicht alle Kapazitä-
ten gebraucht, beziehungsweise auch genutzt 
werden.

Lohnt sich die Ostsee-Pipeline dann?
Ja, weil man den Streit mit der Ukraine vermei-
den kann. Der Konflikt zwischen der Ukraine 
und Russland ist immer schwieriger geworden. 
Der Bau der Ostsee-Pipeline könnte das Pro
blem lösen.

Sieben Fragen an Irina Suleymanova

„Die Angst vor einer einseitigen 
Abhängigkeit ist unbegründet“

»
Die Verhandlungs-
macht der Ukraine 
und Weißrusslands 
wird aufgeweicht.

«
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gewarnt und massiv, wenn auch letztlich erfolg-
los, politischen Druck ausgeübt, um den Bau 
der ersten Pipelines durch die Ukraine und die 
Tschechoslowakei in den 70er und 80er Jahren 
zu verhindern. Durch das damals gebaute Pipe-
linesystem strömen noch heute etwa vier Fünftel 
der russischen Exporte nach Europa. Nach dem 
Zerfall der Sowjetunion war Russland für seine 
Gasexporte zunächst sogar vollständig auf den 
Transit durch die Ukraine angewiesen. Erst eine 
1998 fertiggestellte Pipeline durch Weißrussland 
und Polen schuf einen zweiten Exportkorridor in 
den nordwesteuropäischen Raum. Sie hat eine 
Kapazität von 28 Milliarden Kubikmeter Gas pro 
Jahr und ist nach einem Gasfeld in Westsibirien 
„Yamal“ benannt, welches aber noch immer kein 
Gas liefert (Karte).4 Eine zweite Röhre, für die die 
Unterführungen an den großen Flussläufen be-
reits gelegt wurden, sollte die Kapazität der Pipe-
line einmal verdoppeln. Die Pläne für Yamal II 
gerieten aber schon bald ins Stocken und wurden 
anscheinend endgültig aufgegeben als sich Ende 

4	  Die Untersuchung konzentriert sich im Weiteren auf die Region 
Nordwesteuropa, für die das Gas aus dem Korridor durch die Ukraine 
an Übergabepunkten in Deutschland und Österreich angeliefert wird. 
An diesen Übergabestellen können etwa 70 Milliarden Kubikmeter 
Gas pro Jahr geliefert werden. Nur für diese Lieferungen sind Yamal 
und Nord-Stream alternative Versorgungsrouten. Die Pipelines in 
der Ukraine beliefern auch Ost- und Südosteuropa. Diese sind in der 
Abbildung nicht eingezeichnet. Insgesamt fließen pro Jahr etwa 120 
Milliarden Kubikmeter Gas als Transit durch die Ukraine. Die maximale 
Exportkapazität wird auf rund 140 Milliarden Kubikmeter Gas pro Jahr 
geschätzt. Für Südosteuropa haben Pipelineprojekte im Schwarzen 
Meer, „Blue-Stream“ und „South-Stream“, eine ähnliche strategische 
Bedeutung wie Nord-Stream für das nördliche Westeuropa.

2005 die deutschen Energieunternehmen E.ON 
und Wintershall gemeinsam mit der russischen 
Gazprom für den Bau der Ostsee-Pipeline Nord-
Stream entschieden.5 Im Endausbau soll die Ost-
see-Pipeline aus zwei Röhren mit einer geplanten 
Transportkapazität von insgesamt 60 Milliarden 
Kubikmeter pro Jahr bestehen, die das russische 
Wyborg direkt mit dem deutschen Lubmin bei 
Greifswald verbindet.

Ostsee-Gas-Pipeline Nord-Stream:  
Ein kontroverses Vorhaben

Die Entscheidung für Nord-Stream löste hefti-
ge Diskussionen aus.6 Die Kritiker führen eine 
Reihe von Argumenten gegen das Projekt ins 
Feld: Zum einen wird erneut vor der wachsen-
den Abhängigkeit von russischen Gasimporten 
gewarnt. Mit Nord-Stream könnte Russland seine 
Exportkapazität ins nördliche Westeuropa um 
etwa 60 Prozent steigern. Sollten diese Mengen 
tatsächlich zusätzlich geliefert werden, würde 
Russland seine Stellung als dominierender An-
bieter weiter ausbauen. Zugleich bestehen aber 
Zweifel, ob die Transportkapazität in der geplan-
ten Größenordnung in absehbarer Zeit überhaupt 
gebraucht wird. Russland ist mit der Erschlie-
ßung neuer Gasfelder, welche die Pipeline mit 
Gas versorgen könnten, im Verzug. Bislang ist 
nicht klar, woher das Gas für eine derart gewaltige 
Steigerung der Exporte kommen soll.7 Auch gibt 
es für solche Mengen noch keine sicheren Ab-
nehmer. Es wäre vorstellbar, einen Teil des Gases 
durch Norddeutschland weiter nach England zu 
befördern. Diese Pläne erscheinen aber doch zu 
vage, um die erheblichen Investitionskosten zu 
rechtfertigen. Schließlich wird eingewendet, dass 
Nord-Stream die mit Abstand teuerste aller Optio-
nen zur Erweiterung der Transportkapazitäten für 
russisches Gas ist. Es wäre sehr viel billiger, das 
veraltete Netz in der Ukraine zu modernisieren 
oder die zweite Pipeline entlang der Yamal-Trasse 
durch Weißrussland und Polen zu legen. Selbst 
neue Leitungen durch die baltischen Staaten und 

5	  Später wurde auch die niederländische Gasunie an dem Projekt 
beteiligt, so dass die Unternehmensanteile zu 51 Prozent Gazprom, zu 
jeweils 20 Prozent E.ON beziehungsweise Wintershall/BASF und zu 
9 Prozent Gasunie gehören.
6	  Auf russischer Seite wird bereits an der Einbindung der neuen 
Leitung in das Gasnetz gebaut. In Deutschland und den übrigen An-
rainer-Staaten sind die erforderlichen Genehmigungsverfahren und 
Umweltverträglichkeitsprüfungen im Gang.
7	  Beim derzeitigen Erschließungstempo wird Gas aus den neuen 
Feldern auf der Yamal Halbinsel erst zur Verfügung stehen, wenn 
die Produktion aus den alten Feldern nachlässt. Das Gas aus dem 
Nordmeer (Stockmann Feld) wird, wenn es denn einmal verfügbar ist, 
voraussichtlich verflüssigt und nicht wie ursprünglich geplant in das 
Pipelinesystem eingespeist. Trotz großer Reserven sind die Möglich-
keiten zur Steigerung der russischen Gasexporte in Anbetracht der 
hohen Erschließungskosten begrenzt. Siehe auch Stern, J.: The Future 
of Russian Gas and Gazprom. Oxford 2005; Engerer, H., Horn M., a.a.O.; 
Engerer, H., Kemfert, C.: Russland: Energieeffizienz und Klimaschutz 
kommen zu kurz. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 49/2007.
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Polen, wie jüngst unter dem Namen „Amber“ 
(Bernstein) vorgeschlagen, würde weniger als die 
Hälfte von Nord-Stream kosten.8 

In den Diskussionen spielt die Sicherheit der Ener-
gieversorgung eine wichtige Rolle. Sie ist auch ein 
zentrales Ziel der Europäischen Energiepolitik. 
Wie viele politische Leitbilder ist das Konzept 
bei genauerer Betrachtung jedoch unscharf. Je 
nach Intention wird darunter die geologische und 
technische Verfügbarkeit von Energieträgern und 
Transportwegen, die vertragliche Absicherung des 
Zugriffs, die Sicherung stabiler oder aber mög-
lichst niedriger Bezugspreise, die Diversifikation 
der Bezugsquellen oder die Unabhängigkeit von 
Importen verstanden. Dementsprechend wird das 
Argument der Energiesicherheit sowohl für als 
auch gegen die Ostsee-Pipeline bemüht. 

Pipeline schafft wechselseitige 
Abhängigkeiten 

In dem Maße, wie Nord-Stream zusätzliches 
Erdgas aus Russland liefert (und nicht nur Gas 
aus anderen Transitwegen umleitet) wächst die 
Abhängigkeit Westeuropas von russischen Im-
porten. Allerdings schafft eine Pipeline wechsel-
seitige Abhängigkeiten. So wie sich der Importeur 
von Lieferungen aus einem bestimmten Gebiet 
abhängig macht, so legt sich auch der Produzent 
dauerhaft fest, sein Erdgas in das Zielgebiet am 
anderen Ende der Leitung zu liefern. Diese Ge-
genseitigkeit gilt bei Erdgas-Pipelines in beson-
derem Maß, denn Erdgas kann in gasförmigem 
Zustand nicht alternativ per Schiff oder Bahn 
transportiert werden. Mit anderen Worten, Russ-
lands Abhängigkeit von Exporten nach Westeu-
ropa wächst spiegelbildlich. Diese beiderseitige 
Bindung begründet ein gemeinsames Bedürfnis 
an einem langfristigen Interessenausgleich. In 
der Vergangenheit wurde dieser Ausgleich in Lie-
ferverträgen gefunden, die Laufzeiten bis über 
30 Jahre hatten. Die Befürworter der Pipeline 
argumentieren, dass Nord-Stream die Möglichkeit 
bietet, den Zugriff auf noch zu erschließende 
Gasfelder in Westsibirien langfristig vertraglich 
abzusichern. In diesem Sinne trägt das Projekt 
zur Sicherheit der Energieversorgung bei. 

Dennoch bleiben zwei Fragen offen: Warum 
wird mit Nord-Stream die teuerste aller Pipeline-
Optionen gewählt? Warum wird eine Kapazität 
angestrebt, die in Anbetracht der Nachfrage und 
der Liefermöglichkeiten überdimensioniert er-

8	  Zu den unterschiedlichen Kosten der verschiedenen Pipeline
optionen siehe Hubert, F., Ikonnikova, S.: Investment Options and 
Bargaining Power in the Eurasian Supply Chain for Natural Gas. 
Discussion Paper 2007.

scheint? Die Gründe liegen offenbar in der Tran-
sitproblematik. Es ist Russland nach dem Zerfall 
der Sowjetunion nicht gelungen, stabile Regelun-
gen für Gasexporte und Transitvergütungen mit 
der Ukraine und Weißrussland zu finden.9 

Wiederholte Konflikte entlang  
der Transitrouten

Russlands energiepolitische Beziehungen zur 
Ukraine waren von Anfang an durch Streitigkei-
ten über unbezahlte Rechnungen und unautori-
sierte Entnahmen aus dem Netz geprägt. In hoch-
gradig politisierten Verhandlungen schleppten 
sich die Partner notdürftig von einer kurzfristigen 
Lösung zur nächsten. Nachdem eine 2002/2003 
erzielte Grundlagenvereinbarung wieder einmal 
in der Umsetzungsphase gescheitert war, eskalier-
te der Konflikt zum Jahreswechsel 2005/2006. 
Zu diesem Zeitpunkt zahlte die Ukraine für ihre 
Gasimporte nur etwa ein Drittel der international 
üblichen Preise. Russland bestand darauf, dass 
in neuen Lieferverträgen deutlich höhere Preise 
festgeschrieben werden, was von der Ukraine 
abgelehnt wurde. Nachdem am 31. Dezember 
2005 immer noch keine Einigung über die Lie-
ferungen für das Jahr 2006 erreicht worden war, 
reduzierte Russland die Gaseinspeisung um den 
auf die Ukraine entfallenden Anteil am 1. Januar 
2006. Da diese ihren Gasverbrauch aber nicht 
reduzierte, kam es weiter im Westen zu entspre-
chenden Lieferausfällen. Russland gab dem mas-
siven Druck der westeuropäischen Importeure 
bereits nach einem Tag nach und erhöhte seine 
Gaslieferungen wieder. Wie bereits in den Jahren 
zuvor wollte es letztlich seinen Ruf als zuverläs-
siger Lieferant nicht gefährden. 

Die Hoffnung, dass Westeuropa von den Konflik-
ten um die Durchleitung unbeschadet bleiben 
könnte, zerschlug sich jedoch im Januar 2009. 
Nachdem die Verhandlungen im Herbst und 
Winter 2008 mehrfach kurz vor einer Einigung 
scheiterten, waren die Fronten so verhärtet, dass 
Russland die Lieferung vollständig einstellte, 
um die Ukraine daran zu hindern, sich an den 
Gaslieferungen für Westeuropa schadlos zu hal-
ten. Da die Ukraine aber weiter Zugriff auf die 
Speicher entlang des Pipelinesystems hatte, traf 
der Lieferstopp zunächst vor allem die südosteu-
ropäischen Länder, die über keine alternativen 
Versorgungsrouten verfügen. Erst nach mehr 
als zwei Wochen zähen Verhandelns konnte ein 

9	  Zu den folgenden Ausführungen siehe Stern, J.: The Russian Ukrai
nian Gas Crisis of January 2006. Oxford Institute for Energy Studies, 
2006; Yafimava, K., Stern, J.: The 2007 Russia-Belarus Gas Agreement. 
Oxford Institute for Energy Studies, 2007; Hubert, F., Ikonnikova S., 
a.a.O.
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Kompromiss gefunden werden, der eine Lösung 
der akuten Versorgungskrise ermöglichte.

Der Konflikt traf die nördlichen Länder weni-
ger stark, unter anderem weil diese einen Teil 
ihrer Gasimporte aus der Yamal-Pipeline durch 
Weißrussland und Polen beziehen. Allerdings 
ist auch diese Route keineswegs sicher. Nach 
der Fertigstellung der Yamal-Leitung waren die 
Beziehungen zwischen Russland und Weißruss-
land stark abgekühlt. Wie die Ukraine sträubt sich 
auch Weißrussland gegen eine Anpassung seiner 
Importpreise an das internationale Niveau. Als 
Weißrussland im Februar 2004 Gas aus Transit-
leitungen abzweigte, reagierte Russland schon 
einmal mit einer vollständigen Unterbrechung 
der Lieferungen. Damit war Weißrussland der 
Zugriff auf russisches Gas effektiv verwehrt – aber 
die weiter westlich gelegenen Empfänger – vor al-
lem Polen, Deutschland und die russische Enkla-
ve Kaliningrad waren ebenso abgeschnitten. Der 
damalige Konflikt konnte allerdings so schnell 
beigelegt werden, dass es nicht zu Versorgungs-
problemen kam.

Beide Transitländer nutzten ihre strategische Posi
tion im Transportnetzwerk, um erhebliche Zuge-
ständnisse hinsichtlich der eigenen Importpreise 
zu erzwingen. Aktuellen Schätzungen zufolge 
summieren sich die Durchleitungsentgelte und 
der Wert verbilligter Gaslieferungen durch die in 
den Jahren 2001 bis 2003 zwischen Russland und 
den beiden Transitländern geschlossenen Verträ-
ge im Falle der Ukraine auf einen Anteil von 17 bis 
22 Prozent des Exportgewinns. Auf Weißrussland 
entfallen etwa 6 Prozent. Demzufolge wäre den 
Transitländern aufgrund ihrer starken Stellung 
im existierenden Transportnetzwerk in der Ver-
gangenheit mehr als ein Viertel der Gewinne aus 
dem Gasexport als Lagerenten zugeflossen.

Eine solche Belastung des Transits reduziert die 
Bereitschaft, in die Entwicklung neuer Gasfelder 
zu investieren, und wird damit – über höhere 
Preise für russisches Gas – langfristig auch von 
den Konsumenten in Europa mitgetragen. Die 
jüngsten Ereignisse verdeutlichen, dass aus der 
ungelösten Transitproblematik darüber hinaus 
auch eine akute Bedrohung der europäischen 
Gasversorgung erwachsen kann. 

Strategisches Ziel: Größere 
Unabhängigkeit von den Transitländern

Mit der Übernahme der mit Nord-Stream verbun-
denen finanziellen und technischen Risiken ver-
folgen die beteiligten Unternehmen das strategi-
sche Ziel einer größeren Unabhängigkeit von den 

Transitländern. Diese Hypothese wird in einer 
Reihe von Studien durch quantitative spieltheo
retische Analysen untermauert.10 In diesen Arbei-
ten wird die Zusammenarbeit im eurasischen 
Gasnetzwerk als kooperatives Spiel modelliert, 
bei dem sich die beteiligten Länder den Gewinn 
aus dem russischen Erdgasexport nach Westeuro-
pa gemäß ihrer Verhandlungsmacht aufteilen.11 
Das Modell wird anhand von Annahmen über 
die Gasnachfrage sowie Produktions- und Trans-
portkosten kalibriert. Für verschiedene Szenarien 
werden die optimalen Investitionen, Lieferströ-
me, Gewinne und deren Verteilung berechnet. 
Es werden zwei Varianten – „Status quo“ und 
„Ausbauoptionen“ – betrachtet: 

Status quo: In dieser Variante wird unterstellt, dass 
die Verhandlungsmacht nur von den jeweils exis-
tierenden Transportkapazitäten bestimmt wird. 
Diese Variante entspricht einer sehr kurzfristigen 
Betrachtung, bei der das Drohpotential der Tran-
sitländer bezüglich der Nutzung existierender 
Transportkapazitäten in den Vordergrund tritt. 
Russlands Gasexporte nach Nordwesteuropa sind 
gegenwärtig zu etwa 70 Prozent auf eine Durchlei-
tung durch die Ukraine und zu 30 Prozent durch 
Weißrussland angewiesen.12 Die Möglichkeiten, 
beide Länder gegeneinander auszuspielen, sind 
beschränkt. Nach den Modellergebnissen könnte 
Russland nur knapp 60 Prozent des Gewinns 
aus dem Exportgeschäft für sich beanspruchen. 
Gute 30 Prozent müssten der Ukraine in Form 
von Transitgebühren oder Preisnachlässen zu-
gestanden werden und 10 Prozent entfielen auf 
Weißrussland.

Die Ostsee-Pipeline wird den Status quo und 
damit die kurzfristige Machtbalance dramatisch 
ändern. Mit der im Endausbau vorgesehenen 
Kapazität hätte selbst ein Totalausfall der Liefe-
rungen durch die Ukraine für die Versorgung 
Nordwesteuropas kaum Konsequenzen. In die-
sem neuen Status quo könnten Nord-Stream und 
Yamal gemeinsam den größten Teil der heutigen 
Nachfrage bedienen. Würden nur die Lieferun-
gen durch Weißrussland unterbrochen, so hätte 

10	  Siehe Hubert, F., Ikonnikova, S., a.a.O.; Hubert, F., Ikonnikova, S.: 
Hold-Up, Multilateral Bargaining, and Strategic Investment: The Eura-
sian Supply Chain for Natural Gas. Discussion Paper 2004; Hubert, F., 
Suleymanova, I.: Strategic Investment in International Gas-Transport 
Systems: A Dynamic Analysis of the Hold-Up Problem. Discussion 
Paper des DIW Berlin Nr. 846/2008.
11	   Die „Machtverteilung“ wird dabei mit Hilfe des „Shapley Werts“ 
bestimmt. Der „Shapley Wert“ ist neben dem „Kern“ das bekannteste 
Lösungskonzept für kooperative Spiele. Er weist jedem Spieler einen 
Anteil des Kooperationsgewinns zu, der davon abhängt, wie groß 
der Beitrag des Spielers zum Kooperationsgewinn aller denkbaren 
Koalitionen ist. Zur Vereinfachung werden die westeuropäischen 
Importeure nicht als strategische Spieler modelliert, so dass die Auf-
teilung nur zwischen Russland und den Transitländern erfolgt. 
12	  Hinsichtlich der südosteuropäischen Länder ist die Stellung der 
Ukraine noch stärker. Diese Region bleibt in den Studien aber aus-
geklammert. 
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Eine vertragliche Lösung erfordert, dass sich die 
Transitländer glaubwürdig und langfristig auf 
Regeln für Pipelinezugang und Transitgebühren 
festlegen. Die institutionellen und politischen 
Voraussetzungen für eine solche Selbstbin-
dung sind jedoch weder in der Ukraine noch in 
Weißrussland gegeben. In beiden Ländern ist 
die Trennung von Politik und Rechtsprechung 
unzureichend und damit der Schutz von Eigen-
tumsrechten nicht gewährleistet. Bei Ländern 
mit schwachem Rechtssystem, die zudem nicht 
wirksam in internationale Vereinbarungen ein-
gebunden sind, besteht immer die Gefahr, dass 
sie nach getätigter Investition ihre strategische 
Position im Netzwerk ausnutzen, um sich nach-
träglich Vorteile zu verschaffen.15

Erst diese institutionellen Mängel, die eine glaub-
würdiger Selbstbindung unmöglich machen, 
führen zu dem im Status-quo-Szenario beschrie-
benen Anreiz, in Leitungen zu investieren, die 
die künftige Verhandlungsposition stärken. Dies 
kann zu Überinvestitionen in teure Leitungen, 
aber auch zu Unterinvestitionen in kostengünstige 
Leitungen führen. So sind bisher alle Versuche 
gescheitert, Mittel für die dringend erforderli-
che Instandsetzung des Pipelinesystems in der  
Ukraine bereitzustellen. Aus russischer Sicht lohnt 
es sich dagegen, erhebliche Überkapazitäten auf 
einer gesicherten Verbindung zu installieren. Wie 
die Berechnungen zeigen, lassen sich zusätzliche 
Kapazitäten in einer Größenordnung von 60–80 
Milliarden Kubikmeter Gas pro Jahr selbst bei mo-
deraten Annahmen über die zukünftige Nachfrage 
rechtfertigen. Die Investitionskosten werden auf-
gewogen durch einen deutlichen Machtzuwachs in 
den Verhandlungen mit den alten Transitländern. 
Mit anderen Worten, ein wesentlicher „Ertrag“ der 
Ostsee-Pipeline wird in günstigeren Transitbedin-
gungen für die bereits bestehenden Leitungen und 
in höheren Gaspreisen für die Importe Weißruss-
lands und der Ukraine bestehen. Diese Funktion 
kann das Projekt gerade deshalb erfüllen, weil es 
gemessen am tatsächlichen Bedarf für zusätzliche 
Transportkapazitäten überdimensioniert ist und 
damit eine echte Konkurrenz zu den existierenden 
Routen schafft.

Kooperation ohne bindende Verträge?

Eine letzte Möglichkeit, kostspielige Überinvesti-
tionen zu vermeiden, bieten dynamische Strate-

15	  Eine solche Gefahr besteht natürlich nicht in allen Transitländern. 
So sind die Investitionen in Polen vor politisch motivierten Eingriffen 
weitgehend geschützt. Hier hat Gazprom bereits Gerichtsverfahren 
gegen eine Erhöhung der Durchleitungsgebühren für die Yamal-Pipe
line gewonnen. In der Slowakei und Tschechien sind die Transitpipe-
lines an westliche Importeure verkauft worden und die Durchleitung 
ist ebenfalls gewährleistet.

dies überhaupt keine Auswirkungen mehr. Ent-
sprechend würde der Anteil der beiden Transit-
länder am Gewinn selbst in einer kurzfristigen 
Betrachtung von 40 Prozent auf etwa 12 Prozent 
sinken. Der Anteil Russlands am Gewinn aus 
den Exporten nach Nordosteuropa würde sich 
um 28 Prozentpunkte erhöhen.13  

Ausbauoptionen: Diese Überlegungen erklären 
allerdings noch nicht warum Nord-Stream tatsäch-
lich gebaut wird. Es wäre durchaus vorstellbar, 
dass Russland seine Position in den Verhand-
lungen alleine durch den Verweis auf die Option, 
in alternative Pipelines zu investieren, stärken 
kann. Diese Betrachtung entspricht eher einer 
langfristigen Einschätzung der Machtverhältnis-
se. Werden alle Möglichkeiten einbezogen, das 
Netz durch zusätzliche Investitionen auszubauen, 
ändert sich das Bild deutlich. Den Modellberech-
nungen zufolge kann Russland seinen Anteil auf 
etwa 80 Prozent erhöhen, während sich die An-
teile der Transitländer halbieren. Dies liegt daran, 
dass schon die Möglichkeit, zusätzliche Leitungen 
zu bauen, die Stellung der etablierten Transitlän-
der schwächt. Die relativen Anteile reflektieren 
sowohl die Geographie des existierenden Netz-
werkes als auch die unterschiedlichen Kosten 
zusätzlicher Transportkapazitäten. Die Macht 
der derzeitigen Transitländer ergibt sich in der 
Variante mit Ausbauoptionen im Wesentlichen 
aus den Kostenersparnissen, die eine Nutzung 
der vorhandenen Kapazitäten erlaubt.

Institutionelle Schwächen in Weißrussland 
und der Ukraine

Im Prinzip wäre es durchaus vorstellbar, dass 
sich die beteiligten Parteien auf einen Netzaus-
bau einigen, der die Kosten minimiert, und sich 
die Gewinne entsprechend ihrer langfristigen 
Machtposition teilen. Durch den Bau kostengüns-
tigerer Leitungen könnten immerhin Ausgaben 
in Milliardenhöhe gespart werden.14 Eine solche 
Lösung kann durch explizite, langfristige Verträge 
abgesichert werden. Sie könnte unter Umstän-
den auch im Rahmen wiederholter informeller 
Kooperationen erreicht werden. 

13	  Da die Status-quo-Analyse die Macht der Transitländer tenden-
ziell überschätzt, wird auch der strategische Wert des Baus von Nord-
Stream etwas überschätzt. Legt man den oben erwähnten empirisch 
ermittelten Wert von etwa 75 Prozent für Russland zugrunde, ergibt 
sich eine Steigerung um 13 Prozentpunkte. 
14	  Derartige Versuche sind wiederholt unternommen worden. So 
wurden nach den Verträgen zwischen Russland und der Ukraine im 
Jahre 2001/2002 Pläne für alternative Pipelines beiseite gelegt und 
ernsthaft über Investitionen in eine umfangreiche Erneuerung des 
Netzes in der Ukraine diskutiert. Allerdings scheiterte die Umsetzung 
dieser Vorhaben wie bereits ähnliche Anläufe in den 90er Jahren an 
der Weigerung der Ukraine, die Verfügungsmacht über das ukrainische 
Pipelinesystem aufzugeben.
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würden selbst auf mittlere Sicht ausreichend 
Kapazitäten für eine realistische Steigerung rus-
sischer Exporte schaffen. Allerdings würden sie 
zugleich Nord-Stream weniger attraktiv machen 
und daher die Glaubwürdigkeit der Drohung 
schwächen. Ohne eine wesentliche Änderung 
der institutionellen Rahmenbedingungen lassen 
sich diese kostengünstigsten Optionen für den 
Ausbau des osteuropäischen Gasnetzes daher 
kaum realisieren. 

Fazit:  
Ostsee-Pipeline Nord-Stream  
sichert die Erdgasversorgung durch 
Diversifikation der Transitwege

Die Ostsee-Pipeline Nord-Stream wird aus strate-
gischen Gründen gebaut, obwohl sie die teuerste 
aller Netzausbauoptionen für Nordwesteuropa 
ist. Ihre Kapazität wird auf absehbare Zeit nicht 
voll ausgelastet sein. Kurz- und Mittelfristig 
erhöht das Projekt die Versorgungssicherheit 
Westeuropas, weil es im Falle zukünftiger Kon-
flikte mit den Transitländern Weißrussland und 
Ukraine eine Ausweichmöglichkeit schafft. Mit 
einer nach dem Endausbau erreichten Kapazität 
von 60 Milliarden Kubikmetern Gas pro Jahr 
könnte Nord-Stream die Versorgung des nörd-
lichen Westeuropas auch bei einem Ausfall der 
Lieferungen durch die Ukraine sicherstellen. Die 
Pipeline wird die Verhandlungsposition der Tran-
sitländer nachhaltig schwächen und damit die 
Rente, die diese derzeit aus ihrer geografischen 
Position beziehen, deutlich beschneiden. Lang-
fristig werden niedrigere Transitrenten und ein 
gesicherter Transportweg auch die Bereitschaft 
zur Aufbringung der hohen Kosten für die Er-
schließung neuer Gasfelder steigern.

gien. Darunter sind Strategien zu verstehen, die 
Investitionen in teure Leitungen wie Nord-Stream 
nur androhen, aber bei kooperativem Verhalten 
der Transitländer immer wieder aufschieben. 
„Kooperatives Verhalten“ bedeutet in diesem Zu-
sammenhang, dass die Transitländer darauf ver-
zichten, durch Ausnutzung ihrer momentanen 
Verhandlungsmacht kurzfristige Lagerenten zu 
erzielen, und sich stattdessen mit Durchleitungs-
entgelten und Gaspreisen begnügen, die ihrer 
langfristigen Position im System entsprechen. 

Auf die Fähigkeit zur dauerhaften Selbstbindung 
der Transitländer kommt es für den Erfolg dieser 
Strategie nicht an, da Kooperation immer nur 
für einen kurzen Zeitraum eingefordert wird. 

Diese Strategie ist in der Vergangenheit – aller-
dings mit mäßigem Erfolg – genutzt worden. 
So wurde Ende der 90er Jahre eine Leitung von 
Weißrussland durch Polen in die Slowakei ge-
plant, deren einzige Funktion darin bestanden 
hätte, die Ukraine zu umgehen. Die Drohung 
mit dem „Bypass“ stützte die Russische Position 
in den Verhandlungen ohne je verwirklicht zu 
werden. Sollte Nord-Stream tatsächlich mit der 
geplanten Kapazität von 60 Milliarden Kubikme-
ter Gas pro Jahr gebaut werden, wäre dies auch 
ein Beleg dafür, dass es den beteiligten Ländern 
nicht gelungen ist, dynamische Strategien für die 
Kooperation zu nutzen. 

Investitionen lassen sich zwar aufschieben, 
einmal getätigt jedoch nicht wieder zurück-
nehmen. Daher ist es schwierig, Investitionen 
in kostengünstige Leitungen, welche die Ver-
handlungsposition der Transitländer dauerhaft 
stärken, im Rahmen dynamischer Strategien zu 
unterstützen. Dies gilt sowohl für die Moderni-
sierung des Leitungssystems in der Ukraine, 
als auch für die zweite Yamal-Pipeline. Beide 
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Weekly Report DIW Berlin

No 11/2008, November 5, 2008

The German Construction Industry:  
Production and Employment 2007/2008
Martin Gornig

In 2006, after years of stagnating and even significantly declining production, the construction 
industry finally experienced a year of strong growth (Table 1). In nominal terms, the industry 
expanded by 7% in 2006. After allowing for price increases, there was real growth of almost 
5%, much higher than expected. Admittedly, one cause of this expansion was the effect of a VAT 
increase announced for 1 January 2007. A large number of both public and private investors 
brought projects forward to 2006 to avoid the increased VAT charges. Yet at the beginning of 
2007, undiminished high construction production could be observed and there was no sign of the 
expected backwash effects. In the course of the year, however, the growth rate in construction 
slowed considerably. 

There was a steep rise in construction prices at the beginning of 2007. Here, the large increase in 
VAT as of 1 January 2007 must be taken into account. But even without the effect of higher VAT, 
the price increase over the previous year amounts to around four percent. This is partly due to 
higher construction costs. On the other hand, we can assume that companies also experienced an 
improvement in their earnings. Towards the end of 2007, prices began to stabilize. Nevertheless, 
the average real growth of construction volume for 2007 was only just under 2%. In 2008, contin
ued moderate growth is expected for real construction volume. The annual average growth rate 
should be 1%. In the new Länder the growth rate should be lower than in the old Länder.

Weekly Report DIW Berlin

No 12/2008, December 8, 2008

Causes and consequences of rising food prices

Georg Erber, Martin Petrick, Vanessa von Schlippenbach

Since mid 2007 there has been a dramatic rise in prices for basic foods such as internationally 
traded varieties of rice, corn and wheat. At the moment, it is rather impossible to estimate how 
far speculation in the commodity markets has contributed to this development. Irrespective of 
this, a long-term solution to present and future supply shortfalls, including investment in more 
efficient agro-technologies and infrastructures is required. This is a matter for the international 
community which should continue to promote the abolition of international trade barriers in 
the agricultural sector in addition to local measures to provide structural aid. Hoped-for struc-
tural change may however be impeded if agricultural producers are exposed both to the market 
power of trader demand and the supplier power of upstream suppliers. It therefore appears that 
controls on abuse of market power at an international level are urgently required in order to 
increase the efficiency of agricultural markets and ultimately to secure the food supply.
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Weekly Report DIW Berlin

No 13/2008, December 8, 2008

Value Change: More and More Germans Showing  
a Postmaterialistic Orientation
Martin Kroh

A popular theory of value change states that “postmaterialistic” values such as emancipation 
and personal development are steadily replacing traditional “materialistic” values such as social 
advancement and economic security as a result of the ongoing improvement of living conditions 
since the Second World War. Post-materialism is thus seen as a phenomenon directly linked to 
economic affluence. 

Based on the Socio-Economic Panel data, it can be shown that between 1986 and 2006, the 
percentage of individuals displaying a postmaterialistic value orientation has risen among West 
Germans. Surprisingly, East Germans have become distinctly more postmaterialistic in the last ten 
years, and have virtually reached the West German level. In general, each generation tends to be 
somewhat more postmaterialistic than the one before. Particularly postmaterialistic population 
groups are the self-employed, people with a high level of education, and Alliance 90/Green Party 
supporters.

An analysis of value orientations within families shows that adult siblings display strong similari-
ties to one another with regard to their values, which suggests a process of value formation taking 
place during childhood and adolescence. The results also show that it is not the economic situa-
tion in parental households but rather the parents’ value orientations that most crucially shape 
their children’s values.

Weekly Report DIW Berlin

No 14/2008, December 8, 2008

Deficits in Education Endanger Germany’s Innovative Capacity

Heike Belitz, Marius Clemens, Jens Schmidt-Ehmcke, Stephanie Schneider,  
Axel Werwatz
The innovative capacity of advanced industrial countries is their most important source of pros-
perity and growth. DIW Berlin has investigated Germany‘s innovative capacity for the fourth time 
in an international comparative survey. The survey evaluates the ability of countries to create and 
transform knowledge into marketable products and services (i.e., innovations) using a system of 
indicators that provides an overall composite indicator of innovative capacity as well as a detailed 
profile of strengths and weaknesses. 

Of the seventeen leading industrial nations investigated under the survey, Germany only ranked 
8th, as it did in 2007, thus remaining in the broad middle range. Relative to its most important 
competitors Germany was unable to improve its position. Sweden, the US, Switzerland, Finland, 
and Denmark headed up the list. Germany is particularly successful in international markets for 
new products and services and in its ability to network key participants in the innovation process. 
Deficiencies in Germany’s educational system and in the financing conditions for innovation and 
the founding of new companies remain the country’s two greatest weaknesses. Prospects are dim 
for the considerable improvement needed in these areas.
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Die Themen des nächsten Wochenberichts:
Produktivität des FinanzsektorsEinkommen von Kreativberuflern in Berlin 

Weekly Report DIW Berlin

No 15/2008, December 8, 2008

Technological and Regional Patterns in R&D Internationalization  
by German Companies
Heike Belitz, Jens Schmidt-Ehmcke, Petra Zloczysti

An analysis of patent applications filed with the European Patent Office reveals that German com-
panies primarily expand their research activities abroad in high-tech sectors in which they already 
conduct long-term intensive research. These sectors are: electrical engineering, control technology, 
engines, pumps, turbines, thermal processes, mechanical components, and transport. German R&D 
internationalization is thus founded on fields of research that are highly productive domestically. 

By contrast, there is cause for concern for Germany as a location for research in the fields of tele
communications, pharmaceuticals, and biotechnology. In these areas German companies have 
been intensifying their research activities abroad due to relative weakness at home. 

A particularly controversial topic in the political arena concerns the global competitiveness of 
Germany as a location for research. Empirical investigation of German research and its main com-
petitors yields surprising results: Germany’s competitors are almost exclusively Western European 
countries, particularly Austria, Switzerland, and France – all German neighbors. While the US con-
tinues to play a central role as a location for research funded by German companies, its impor-
tance has declined drastically since 1990.

Weekly Report DIW Berlin

No 16/2008, January 19, 2009

Face to Face with the Financial Crisis:  
The U.S. Presidential Election from a Transnational Perspective
Amelie Constant, Klaus F. Zimmermann

Much work awaits the new U.S. president. The U.S. has been financially depleted by the Iraq war, 
economic programs and necessary financial system restructuring costs. The current financial crisis 
requires a government that takes an active hand in economic matters; at the same time, however, 
the state cannot deny the role that it played in bringing about the current problem: the housing 
market bubble was abetted by financial politics; economic programs went up in smoke; and the 
fall of Lehman Brothers portended the beginning of a systemic worldwide crisis. 

Empirical data based on internet statistics for accessing searches suggest that the financial crisis 
is viewed as more significant in Germany than in the United States. Although both countries’ inter-
ests in the credit crunch have recently decreased, fears of a recession have increased. Americans, 
moreover, have demonstrated a heightened concern about unemployment. This emphasizes the 
central challenge of the new U.S. president: to secure more job opportunities for American citizens. 
If one is to believe the internet statistics for accessing searches in both countries, Obama energized 
Germany slightly more than he did the United States, though he still dominated McCain in both 
countries. The McCain-Palin ticket is still quite appealing, however, when viewed in comparison to 
Obama-Biden.

Die Volltextversionen der Weekly Reports liegen als PDF-Dateien vor und können von den entspre-
chenden Webseiten des DIW Berlin heruntergeladen werden (www.diw.de/deutsch/produkte/ 
publikationen/weekly_report/jahrgang_2008/78027.html).

The full text versions of the Weekly Reports are available in PDF format and can be downloaded 
from the DIW Berlin website (www.diw.de/english/products/publications/weekly_report/volume_ 
2008/78036.html).
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Erst Staatshilfen –  
dann Konkurs  
von Christian Wey*

In Zeiten einer wirtschaftlichen Krise ist die Politik besonders gefordert: 
Unisono erklingt der Ruf nach staatlichen Förderprogrammen, um die 

Konjunktur wieder in Schwung zu bringen. Besonders eindringlich sind die Rufe nach 
Staatshilfe, wenn unmittelbar Produktionsstandorte und Arbeitsplätze gefährdet sind. 
Die Versuchung, solche Hilfen zu gewähren, ist dann besonders groß, weil sie unmittelbar 
Wirkungen zeigen, was angesichts bevorstehender Wahlen nur von Vorteil sein kann. 

Die Politik wäre jedoch gut beraten, sich bei der Ausgestaltung des zweiten Konjunktur-
pakets auf Maßnahmen zu beschränken, die für bessere wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen sorgen. Hierzu mag es gehören, einen Kollaps der Finanzmärkte durch diverse 
Stabilisierungen zu verhindern oder durch Investitionsprogramme in Infrastruktur und 
Bildung oder Steuersenkungen die allgemeine Wettbewerbsfähigkeit des Standorts 
Deutschland zu stärken.

Fatal wäre es jedoch, durch punktuelle Eingriffe einzelnen Unternehmen oder Bran-
chen kurzfristige Hilfen zu gewähren. Die aktuelle Krise kann nicht durch Pawlowsche 
Reflexe dauerhaft gemeistert werden. Wozu so etwas führt, sollte eigentlich allen klar 
sein. Hier sei nur an den Holzmann-Fall erinnert. Zunächst reagierte die damalige Re-
gierung reflexartig auf die drohende Insolvenz des Bauunternehmens mit großzügigen 
Bürgschaften. Ähnlich wie heute hieß es, dass eine allgemeine Krise der Bauwirtschaft 
überwunden werden müsse. Zwei Jahre später zeigte sich, dass das Unternehmen struk-
turell nicht mehr wettbewerbsfähig war – es verschwand endgültig von der Bildfläche. 
Der wirtschaftspolitische Schaden war immens. Nicht nur, dass Steuergelder in Millio-
nenhöhe verschwendet wurden, die man hätte sinnvoller einsetzen können, sondern es 
wurden vor allem seriöse Unternehmen der Bauwirtschaft sowie deren Arbeitnehmer 
um die verdienten Früchte ihrer Arbeit gebracht. 

Fortschritt und Wohlstand lassen sich am besten sichern, wenn die Märkte gut funktio-
nieren. Hierzu gehört es, dass solide, vorausschauende und innovative Akteure belohnt 
werden und nicht wettbewerbsfähige aus dem Markt ausscheiden beziehungsweise 
schrumpfen müssen. Es ist zu hoffen, dass die politische Führung an diesen marktwirt-
schaftlichen Prinzipien auch dann festhält, wenn die Forderungen nach „Rettungsschir-
men“ für einzelne Unternehmen immer lauter werden. Tut sie es nicht, droht nicht nur 
eine Subventionsspirale (heute Banken, morgen Autoindustrie, übermorgen Chemie), 
sondern – viel schlimmer – es droht ein Verlust der ordnungspolitischen Kompetenz 
der politischen Führung, die nun seit mehr als sechs Jahrzehnten die Grundlage der 
Wettbewerbsfähigkeit und des Wohlstands Deutschlands ist.

*	Prof. Dr. Christian Wey leitet die Abteilung Informationsgesellschaft und Wettbewerb im DIW Berlin. 
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